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Der Ministerrat hat beschlossen, bei Bewerbungen um Richterstellen in 
Bayern die sogenannte Regelanfrage beschränkt wieder einzuführen. Die 
Regelanfrage ermöglicht vor jeder Einstellung eine routinemäßige Anfrage 
beim Landesamt für Verfassungsschutz. Dort wird nach Erkenntnissen 
gefragt, die auf eine verfassungsfeindliche Gesinnung schließen lassen. 

Die bereits früher praktizierte - auch unter dem Stichwort „Radikalenerlass“ 
bekannte - Regelanfrage wurde in Bayern 1991 abgeschafft. Anlass für die 
jetzige Wiedereinführung ist allein der Fall eines Richters, der am Amtsge-
richt Lichtenfels zum Proberichter ernannt wurde und zuvor in rechtsext-
remen Kreisen aktiv war. 

Prof. Dr. Thomas Petri: „Die Wiedereinführung der Regelanfrage lehne ich 
als unnötigen und erheblichen Grundrechtseingriff entschieden ab. Bereits 
heute bestehen hinreichende Möglichkeiten, die Verfassungstreue bei 
Bewerbungen zu überprüfen. Wegen eines Einzelfalls sollten nicht alle 
Bewerberinnen und Bewerber unter Generalverdacht gestellt werden. 

Meine ablehnende Haltung habe ich gegenüber der Bayerischen Staatsre-
gierung deutlich zum Ausdruck gebracht. Leider hat sie meinen grundsätz-
lichen Bedenken keine Rechnung getragen.“ 

Prof. Dr. Thomas Petri 

Der Bayerische Landesbeauftragte für den Datenschutz kontrolliert bei den bayerischen öf-
fentlichen Stellen die Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorschriften. Er ist vom Bayerischen 
Landtag gewählt, unabhängig und niemandem gegenüber weisungsgebunden. 


